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Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 18/18169 - wird in der Fassung der Be-
schlüsse des Ausschusses angenommen.  
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Beschlüsse des Ausschusses 

Gesetz zur Vermeidung von  
Diskriminierung in Nordrhein-Westfalen 

(Landesantidiskriminierungsgesetz – 
LADG NRW) 

 
Abschnitt 1 

Allgemeiner Teil 
 

§ 1 
Ziele 

 
Ziele dieses Gesetzes sind die Vermeidung 
von Diskriminierungen bei der Wahrneh-
mung öffentlicher Aufgaben im Land Nord-
rhein-Westfalen und die Förderung von 
Chancengleichheit sowie einer Kultur der 
Wertschätzung von Vielfalt. 
 

 Gesetz zur Vermeidung von  
Diskriminierung in Nordrhein-Westfalen 

(Landesantidiskriminierungsgesetz – 
LADG NRW) 

 
Abschnitt 1 

Allgemeiner Teil 
 

§ 1 
Ziele 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

§ 2 
Geltungsbereich 

 
(1) Dieses Gesetz gilt vorbehaltlich des § 3 
für alle öffentlichen Stellen des Landes Nord-
rhein-Westfalen. Für die Gerichte, die Behör-
den der Staatsanwaltschaft sowie den Ver-
fassungsgerichtshof und den Landtag gilt es 
nur, soweit diese Verwaltungsaufgaben 
wahrnehmen. Für den Westdeutschen 
Rundfunk Köln und die Landesanstalt für 
Medien Nordrhein-Westfalen gilt § 2 Satz 6 
des Inklusionsgrundsätzegesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 442), das zuletzt durch Gesetz vom 
25. März 2022 (GV. NRW. S. 414) geändert 
worden ist, entsprechend. 
  
(2) Soweit das Land Nordrhein-Westfalen 
unmittelbar oder mittelbar Beteiligungen an 
juristischen Personen des Privatrechts oder 
Personengesellschaften hält oder erwirbt 
oder gemeinsame Einrichtungen mit dem 
Bund nach Artikel 91e des Grundgesetzes 
betreibt, soll es darauf hinwirken, dass die 
Ziele des § 1 auch von diesen beachtet wer-
den. Eine Verpflichtung zur rechtlichen oder 
tatsächlichen Durchsetzung dieser Ziele be-
steht hierdurch nicht, auch nicht im Falle ei-
ner Mehrheitsbeteiligung des Landes Nord-
rhein-Westfalen. 

 § 2 
Geltungsbereich 

 
(1) Dieses Gesetz gilt vorbehaltlich des § 3 
für alle öffentlichen Stellen des Landes Nord-
rhein-Westfalen. Für den Landtag gilt es nur, 
soweit dieser Verwaltungsaufgaben wahr-
nimmt. Für den Westdeutschen Rundfunk 
Köln und die Landesanstalt für Medien Nord-
rhein-Westfalen gilt § 2 Satz 6 des Inklusi-
onsgrundsätzegesetzes Nordrhein-Westfa-
len vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 442), 
das zuletzt durch Gesetz vom 25. März 2022 
(GV. NRW. S. 414) geändert worden ist, ent-
sprechend. 
 
 
 
(2)  -  u n v e r ä n d e r t  -  
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(3) Die Geltung von Vorschriften, die der 
Gleichstellung von Frauen und Männern die-
nen, wird durch dieses Gesetz nicht berührt. 
Ebenso bleibt die Geltung spezieller landes-
rechtlicher Antidiskriminierungsvorschriften, 
insbesondere des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
16. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 766) in 
der jeweils geltenden Fassung, unberührt. 
 

 
(3)  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

§ 3 
Ausnahmen vom Geltungsbereich 

 
(1) Dieses Gesetz gilt nicht für Gemeinden 
und Gemeindeverbände, auch wenn sie im 
Rahmen einer Organleihe nach Maßgabe 
des Landesorganisationsgesetzes vom 
10. Juli 1962 (GV. NW. S. 421), das zuletzt 
durch Gesetz vom 10. Juli 2025 (GV. NRW. 
S. 646) geändert worden ist, als untere staat-
liche Verwaltungsbehörden staatliche Aufga-
ben wahrnehmen. Es gilt außerdem nicht für 
Sparkassen, die Sparkassen- und Girover-
bände, die LBS Landesbausparkasse Nord-
West, Unternehmen, die auf eine Beendi-
gung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet 
sind, einschließlich ihrer Beteiligungen, Be-
teiligungen der NRW.BANK im Rahmen ih-
res Förderauftrages, Versorgungswerke der 
verkammerten Berufe sowie für Anstalten in 
privatrechtlicher Trägerschaft, insbesondere 
Börsen, sowie ihre Träger. 
 
(2) Dieses Gesetz findet aufgrund vorrangi-
gen Bundesrechts keine Anwendung auf die 
Anbahnung, Durchführung und Beendigung 
öffentlicher-rechtlicher Dienstverhältnisse 
und Beschäftigungsverhältnisse im Sinne 
des § 6 Absatz 1 des Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetzes vom 14. August 2006 
(BGBl. I S. 1897), das zuletzt durch Artikel 15 
des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 414) geändert worden ist, 
im Folgenden AGG, der in § 2 Absatz 1 be-
nannten öffentlichen Stellen. 

 
 
 
 
 
 
 

 § 3 
Ausnahmen vom Geltungsbereich 

 
(1)  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Dieses Gesetz findet aufgrund vorrangi-
gen Bundesrechts keine Anwendung auf die 
Anbahnung, Durchführung und Beendigung 
öffentlich-rechtlicher Dienstverhältnisse und 
Beschäftigungsverhältnisse im Sinne des § 6 
Absatz 1 des Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes vom 14. August 2006 (BGBl. 
I S. 1897), das zuletzt durch Artikel 15 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 414) geändert worden ist, der in 
§ 2 Absatz 1 benannten öffentlichen Stellen. 
 
(3)  -  n e u  -  
Dieses Gesetz findet ferner keine Anwen-
dung auf die Gerichte, die Behörden der 
Staatsanwaltschaft sowie den Verfassungs-
gerichtshof. Vom Geltungsbereich ausge-
nommen sind darüber hinaus öffentliche 
Stellen, soweit ihre Amtsträger Befugnisse 
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wahrnehmen, die ihnen als Ermittlungsper-
sonen der Staatsanwaltschaft (§ 152 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 
(BGBl. I S. 1077), das zuletzt durch Artikel 2 
Absatz 6 des Gesetzes vom 20. März 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 95) geändert worden ist) 
zustehen, oder soweit ihre Amtsträger im 
Auftrag von Gerichten oder Behörden der 
Staatsanwaltschaft tätig werden. 
 

Abschnitt 2 
Diskriminierungsverbote und Verant-

wortlichkeiten 
 

§ 4 
Diskriminierungsverbot 

 
(1) Diskriminierungen, diskriminierende Be-
lästigungen und Maßregelungen sind verbo-
ten. 
  
(2) Eine Diskriminierung liegt vor, wenn je-
mand durch eine andere Person insbeson-
dere wegen antisemitischer, antiziganisti-
scher oder rassistischer Zuschreibungen, 
des Geschlechts, der geschlechtlichen Iden-
tität, der ethnischen oder sozialen Herkunft, 
der Religion oder Weltanschauung, einer Be-
hinderung, des Lebensalters, der sexuellen 
Orientierung, der Elternschaft oder der fami-
liären Fürsorgeverantwortung im Sinne des 
§ 3 Absatz 1 AGG benachteiligt wird. Dabei 
ist es unerheblich, ob der Anknüpfungspunkt 
für die Benachteiligung in der benachteiligten 
Person selbst oder einer mit ihr verwandten 
oder ihr persönlich nahestehenden Person 
liegt. Es ist ebenfalls unerheblich, ob die Be-
nachteiligung auf dem Verhalten der diskri-
minierenden Person selbst oder einem von 
ihr zurechenbar veranlassten maschinellen 
oder automatisierten Vorgang beruht. 
 
 
 
(3) Die Anweisung zu einer Diskriminierung 
gilt ebenfalls als Benachteiligung. 
 
(4) Eine Diskriminierung erfolgt mittelbar, 
wenn dem äußeren Anschein nach neutrale 
Vorschriften, Kriterien oder Verfahrenswei-
sen aus Sicht eines objektiven Dritten geeig-

 Abschnitt 2 
Diskriminierungsverbote und Verant-

wortlichkeiten 
 

§ 4 
Diskriminierungsverbot 

 
(1)  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 
 
(2) Eine Diskriminierung liegt vor, wenn je-
mand durch eine andere Person wegen anti-
semitischer, antiziganistischer oder rassisti-
scher Zuschreibungen, der Natio-nalität, des 
Geschlechts, der geschlechtlichen Identität, 
der ethnischen oder sozialen Herkunft, der 
Religion oder Weltanschauung, einer Behin-
derung, einer chronischen Erkrankung, des 
Lebensalters, der sexuellen Orientierung, 
der Elternschaft oder der familiären Fürsor-
geverantwortung im Sinne des § 3 Absatz 1 
des Allgemeinen Gleichbehandlungsgeset-
zes benachteiligt wird. Dabei ist es unerheb-
lich, ob der Anknüpfungspunkt für die Be-
nachteiligung in der benachteiligten Person 
selbst oder einer mit ihr verwandten oder ihr 
persönlich nahestehenden Person liegt. Es 
ist ebenfalls unerheblich, ob die Benachteili-
gung auf dem Verhalten der diskriminieren-
den Person selbst oder einem von ihr zure-
chenbar veranlassten maschinellen oder au-
tomatisierten Vorgang beruht. 
 
(3)  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 
(4) Eine Diskriminierung erfolgt mittelbar, 
wenn dem äußeren Anschein nach neutrale 
Vorschriften, Kriterien oder Verfahrenswei-
sen aus Sicht eines objektiven Dritten geeig-
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net sind, gerade Personen mit Diskriminie-
rungsmerkmal zu benachteiligen. 
 
(5) Eine Diskriminierung ist mehrdimensio-
nal, wenn einer betroffenen Person mehrere 
Diskriminierungsmerkmale zugleich zuge-
schrieben werden (Mehrfachdiskriminierung) 
oder sich aus dem Zusammenwirken mehre-
rer solcher Merkmale eine spezifische Zu-
schreibung eigener Art ergibt (intersektionale 
Diskriminierung). 
 
(6) Diskriminierende Belästigungen sind un-
erwünschte Verhaltensweisen Dritter, die ur-
sächlich oder im Zusammenhang mit einem 
Diskriminierungsmerkmal die Würde der von 
ihnen betroffenen Person verletzen oder dies 
bezwecken. Das ist insbesondere der Fall, 
soweit sie zu Lasten der betroffenen Person 
ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, 
Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Belei-
digungen gekennzeichnetes Umfeld schaf-
fen. 
 
(7) Diskriminierende sexuelle Belästigungen 
liegen unter den Voraussetzungen des Ab-
satzes 6 Satz 1 vor, wenn Dritte die Würde 
der betroffenen Person durch ein uner-
wünschtes, sexuell bestimmtes Verhalten, 
insbesondere durch Körperkontakt, Bemer-
kungen sexuellen Inhalts, das Zeigen porno-
graphischer Darstellungen oder die Auffor-
derung zu sexuellen Handlungen verletzen 
oder dies bezwecken. 
 
(8) Eine Maßregelung liegt vor, wenn eine 
natürliche Person wegen der Inanspruch-
nahme von Rechten nach diesem Gesetz 
oder wegen der Weigerung, eine gegen die-
ses Gesetz verstoßende Anweisung auszu-
führen, benachteiligt wird. Gleiches gilt für 
die Benachteiligung einer Person, die eine 
andere Person bei der Inanspruchnahme 
von Rechten nach diesem Gesetz unter-
stützt. Die Zurückweisung oder Duldung dis-
kriminierender Verhaltensweisen durch die 
betroffene oder eine diese bei der Inan-
spruchnahme von Rechten nach diesem Ge-
setz unterstützende natürliche Person darf 
nicht als Grundlage für Entscheidungen her-
angezogen werden, die diese Personen be-
rühren. 

 

net sind, insbesondere Personen mit Diskri-
minierungsmerkmal zu benachteiligen. 
 
(5)  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 
 
 
 
 
 
 
(6)  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(7)  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(8)  -  u n v e r ä n d e r t  -  
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§ 5 
Rechtfertigung 

 
(1) Benachteiligungen im Sinne von § 4 Ab-
satz 2 und 3 sind gerechtfertigt und deshalb 
keine Diskriminierung, wenn sie einen legiti-
men Zweck verfolgen und die angewandten 
Mittel zur Erreichung dieses Zwecks geeig-
net, erforderlich und angemessen sind. 
 
(2) Benachteiligungen im Sinne des § 4 Ab-
satz 4 sind nur gerechtfertigt, wenn die Vor-
schriften, Kriterien oder Verfahrensweisen 
ein rechtmäßiges Ziel verfolgen und sie sich 
zur Erreichung dieses Ziels als geeignet, er-
forderlich und angemessen erweisen. 
 
(3) Absatz 1 gilt für Benachteiligungen nach 
§ 4 Absatz 5 mit der Maßgabe, dass die 
Rechtfertigungsmaßstäbe sich auf alle 
Gründe erstrecken müssen, auf denen die 
Benachteiligung beruht. 
 
(4) Benachteiligungen im Sinne des § 4 Ab-
satz 2 bis 5 sind auch gerechtfertigt, wenn 
durch geeignete und angemessene Maß-
nahmen Nachteile strukturell benachteiligter 
Personen verhindert, beseitigt, gemildert 
oder ausgeglichen werden sollen (positive 
Maßnahmen). 

 

 § 5 
Rechtfertigung 

 
(1) Benachteiligungen im Sinne von § 4 Ab-
satz 2 bis 4 sind gerechtfertigt und deshalb 
keine Diskriminierung, wenn sie einen legiti-
men Zweck verfolgen und die angewandten 
Mittel zur Erreichung dieses Zwecks geeig-
net, erforderlich und angemessen sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) - b i s h e r  3  - 
 
 
 
 
 
(3) - b i s h e r  4  - 
 

§ 6 
Verantwortlichkeit 

 
(1) Die Verantwortlichkeit für Verstöße ge-
gen das Diskriminierungs-, Belästigungs- 
und Maßregelungsverbot des § 4 trifft unter 
Beachtung des § 3 Absatz 1 die juristische 
Person des öffentlichen Rechts, die Anstel-
lungskörperschaft der gegen § 4 verstoßen-
den Person ist oder in deren Namen oder 
Auftrag die gegen § 4 verstoßende Person 
gehandelt hat. Voraussetzung ist, dass die 
Diskriminierung mindestens bei Gelegenheit 
der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben er-
folgt. Im Falle einer Beleihung trifft die Ver-
antwortlichkeit die Beliehene oder den Belie-
henen, soweit die Beleihung stattfindet. 
 
(2) Haften nach Absatz 1 für denselben 
Sachverhalt verschiedene juristische Perso-
nen des öffentlichen Rechts, so haften sie 
gesamtschuldnerisch, sofern dies nicht nach 

 § 6 
Verantwortlichkeit 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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der Natur des geltend gemachten Anspruchs 
ausgeschlossen ist. 
 
(3) In den Fällen des § 2 Absatz 2 gilt Absatz 
1 nur, wenn ein etwaiges Hinwirkungsgebot 
verletzt wurde. 

 
Abschnitt 3 

Rechtsfolgen, Rechtsschutz 
 

§ 7 
Abhilfe, Schadensersatz, Entschädigung 

 
(1) Solange bei einem Verstoß gegen die in 
§ 4 Absatz 1 normierten Verbote die Auswir-
kungen des Verstoßes zu Lasten der diskri-
minierten Person noch andauern und Abhilfe 
noch möglich und der Person zumutbar ist, 
sind die nach § 4 verantwortliche Person und 
die nach § 6 verantwortliche öffentliche 
Stelle zur sofortigen Einstellung der Diskrimi-
nierung und zur Veranlassung angemesse-
ner Maßnahmen zur Abhilfe verpflichtet. 
 
(2) Bei einem Verstoß gegen die in § 4 Ab-
satz 1 normierten Verbote ist die nach § 6 
verantwortliche öffentliche Stelle verpflichtet, 
der diskriminierten oder unterstützenden 
Person den hierdurch entstehenden Scha-
den zu ersetzen, sofern keine Abhilfe nach 
Absatz 1 erfolgt. Die Geltendmachung eines 
Anspruchs nach Satz 1 ist ausgeschlossen, 
wenn es die anspruchsberechtigte Person 
vorsätzlich oder fahrlässig unterlassen hat, 
den Schaden durch Einlegung eines Rechts-
behelfs abzuwenden. 
 
(3) Wegen eines Schadens, der nicht Vermö-
gensschaden ist, kann die diskriminierte Per-
son eine angemessene Entschädigung in 
Geld verlangen. Bei der Bestimmung des 
Umfangs dieses Schadens kann das Gericht 
berücksichtigen, ob eine besondere Erschei-
nungsform der Diskriminierung im Sinne des 
§ 4 Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 bis 7 vorliegt. 
 
(4) Die Verjährungsfrist für Ansprüche nach 
den Absätzen 1 bis 3 beträgt ein Jahr. Die 
Frist beginnt mit dem Schluss des Jahres, in 
dem der Anspruch entstanden ist und die an-
spruchsberechtigte Person von den An-
spruch begründenden Umständen und der 
zum Ausgleich verpflichteten öffentlichen 

 Abschnitt 3 
Rechtsfolgen, Rechtsschutz 

 
§ 7 

Abhilfe, Schadensersatz, Entschädigung 
 

(1) Solange bei einem Verstoß gegen die in 
§ 4 Absatz 1 normierten Verbote die Auswir-
kungen des Verstoßes zu Lasten der diskri-
minierten Person noch andauern und Abhilfe 
noch möglich und der Person zumutbar ist, 
haben die nach § 4 verantwortliche Person 
und die nach § 6 verantwortliche öffentliche 
Stelle die Diskriminierung einzustellen und 
angemessene Maßnahmen zur Abhilfe zu 
veranlassen. 
 
(2)  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3)  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 
 
 
 
 
 
 
(4)  -  u n v e r ä n d e r t  -  
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Stelle Kenntnis erlangt hat oder ohne grobe 
Fahrlässigkeit hätte erlangen müssen. Im 
Übrigen finden die Vorschriften des Bu-
ches 1 Abschnitt 5 des Bürgerlichen Gesetz-
buches entsprechend Anwendung. § 213 
des Bürgerlichen Gesetzbuches ist dabei mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass die Ansprü-
che aus den Absätzen 2 und 3 an die Stelle 
des Anspruchs aus Absatz 1 oder eines an-
derweitigen öffentlich-rechtlichen Abwehr- 
oder Unterlassungsanspruchs aus Anlass 
der Diskriminierung treten. 
 
(5) Ansprüche nach den Absätzen 1 bis 3 
sind ausgeschlossen, soweit wegen dessel-
ben Sachverhalts ein Anspruch nach dem 
AGG besteht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Ansprüche nach den Absätzen 1 bis 3 
sind ausgeschlossen, soweit wegen dessel-
ben Sachverhalts ein Anspruch nach dem 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz be-
steht. 
 

§ 8 
Beweislast 

 
Wenn im Streitfall die eine Partei Indizien be-
weist, die eine Diskriminierung, Belästigung 
oder Maßregelung nach § 4 vermuten las-
sen, trägt die andere Partei die Beweislast 
dafür, dass kein Verstoß gegen die Bestim-
mungen zum Schutz vor Diskriminierung vor-
gelegen hat. 

 

 § 8 
Kausalitätsnachweis 

 
Wenn im Streitfall die eine Partei Tatsachen 
beweist, die eine Diskriminierung nach § 4 
Absatz 2 bis 5 überwiegend wahrscheinlich 
machen, obliegt der anderen Partei der 
Nachweis dafür, dass kein Verstoß gegen 
die Bestimmungen zum Schutz vor Diskrimi-
nierung vorgelegen hat. 
 

Abschnitt 4 
Tätigkeit von  

Antidiskriminierungsverbänden 
 

§ 9 
Unterstützungsberechtigung,  

Unterstützungsleistungen 
 

(1) Von Diskriminierung betroffene natürliche 
Personen können nach den Vorschriften die-
ses Abschnitts Unterstützungsleistungen 
durch Antidiskriminierungsverbände in An-
spruch nehmen. 
 
(2) Antidiskriminierungsverbände sind als 
gemeinnützig anerkannte Personenzusam-
menschlüsse, die nicht gewerbsmäßig ent-
sprechend ihrer Satzung oder ihrer sonsti-
gen Grundordnung die besonderen Interes-
sen von benachteiligten Personen oder Per-
sonengruppen nach Maßgabe von § 4 wahr-
nehmen. Auch Zusammenschlüsse von min-
destens sieben solcher Verbände (Dachver-

 Abschnitt 4 
Tätigkeit von  

Antidiskriminierungsverbänden 
 

§ 9 
Unterstützungsberechtigung,  

Unterstützungsleistungen 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
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bände) dürfen die Aufgaben und Rechte 
nach den folgenden Regelungen wahrneh-
men. 
 
(3) Antidiskriminierungsverbände können 
Benachteiligte bei der Durchsetzung ihrer 
Rechte nach § 7 unterstützen und im Rah-
men ihres Satzungszwecks die Besorgung 
von Rechtsangelegenheiten Benachteiligter 
übernehmen. Die Befugnis zu einer Bei-
standschaft in gerichtlichen Verfahren richtet 
sich nach den geltenden Verfahrensordnun-
gen.  
 
(4) Besondere Befugnisse von Verbänden 
nach anderen Rechtsvorschriften bleiben un-
berührt. 
 
(5) Die Betätigung als unterstützungsberech-
tigter Antidiskriminierungsverband kann für 
das Gebiet des Landes Nordrhein-Westfalen 
untersagt werden, wenn die Voraussetzun-
gen nach Absatz 2 nicht oder nicht mehr vor-
liegen oder die Verbände beziehungsweise 
bei Dachverbänden ihre Mitgliedsverbände 
aufgrund ihrer bisherigen Tätigkeit keine Ge-
währ für eine sachgerechte Aufgabenerfül-
lung bieten und dieser Mangel auch nach 
Beanstandung nicht beseitigt wird. Zuständig 
für die Untersagung sowie die Beanstandung 
ist das jeweils für Antidiskriminierung zustän-
dige Ministerium; soweit die Untersagung 
Zuständigkeiten anderer oberster Landesbe-
hörden berührt, ist mit diesen Einvernehmen 
herzustellen. 

 
§ 10 

Beanstandungsrecht 
 
Antidiskriminierungsverbände sind berech-
tigt, Verstöße gegen § 4 gegenüber der nach 
§ 6 verantwortlichen öffentlichen Stelle zu 
beanstanden. Die öffentliche Stelle unter-
richtet das für Antidiskriminierung zuständige 
Ministerium über den Ausgang des Bean-
standungsverfahrens. Das Beanstandungs-
verfahren ist für die Verbände kostenfrei. 

 

 § 10 
Beanstandungsrecht 

 
Antidiskriminierungsverbände sind berech-
tigt, Verstöße gegen § 4 gegenüber der nach 
§ 6 verantwortlichen öffentlichen Stelle zu 
beanstanden. Die öffentliche Stelle hat das 
für Antidiskriminierung zuständige Ministe-
rium über den Ausgang des Beanstandungs-
verfahrens zu unterrichten. Das Beanstan-
dungsverfahren ist für die Verbände kosten-
frei. 
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Abschnitt 5 
Positive Maßnahmen 

 
§ 11 

Förderung einer Kultur der Wertschät-
zung von Vielfalt 

 
(1) Die Förderung einer Kultur der Wert-
schätzung von Vielfalt und die Verhinderung 
und Beseitigung jeder Form von Diskriminie-
rung sind als durchgängige Leitprinzipien bei 
allen Maßnahmen öffentlicher Stellen zu be-
rücksichtigen. 
 
(2) Die öffentlichen Stellen beziehen bei Un-
tersuchungen ihrer Aufbau- und Ablauforga-
nisation sowie ihrer Geschäftsprozesse auch 
die Untersuchung auf Diversitätssensibilität 
und strukturelle Diskriminierungsgefährdun-
gen mit ein und implementieren geeignete 
Maßnahmen zur Erreichung der Ziele dieses 
Gesetzes. 
 
(3) Die Erfüllung dieser Obliegenheiten ist 
besondere Aufgabe der Dienstkräfte mit Vor-
gesetzten- und Leitungsfunktion. 
 
(4) Die Ministerien wirken darauf hin, dass in 
den Fortbildungen und Qualifizierungsmaß-
nahmen aller Beschäftigten des Landes die 
Diversity-Kompetenz einschließlich der anti-
diskriminierungs-, landesgleichstellungs-, 
teilhabe- und integrationsrechtlichen Grund-
lagen sowie die Grundsätze der Inklusion be-
rücksichtigt werden. 

 

 Abschnitt 5 
Positive Maßnahmen 

 
§ 11 

Förderung einer Kultur der Wertschät-
zung von Vielfalt 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

§ 12 
Antidiskriminierungsstelle 

 
Das jeweils für Antidiskriminierung zustän-
dige Ministerium errichtet innerhalb seiner 
Organisationshoheit und unbeschadet der 
Zuständigkeit der Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes eine Landesantidiskriminie-
rungsstelle und stellt ihr die für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben notwendige personelle, finan-
zielle und sachliche Ausstattung zur Verfü-
gung. Die Aufgaben der Landesantidiskrimi-
nierungsstelle umfassen insbesondere 
 
1.  die Sensibilisierung der Allgemeinheit 

und der in § 2 genannten Stellen, soweit 
dieses Gesetz auf sie Anwendung fin-

 § 12 
Antidiskriminierungsstelle 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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det, über von Diskriminierungen ausge-
hende Gefahren, 

 
2.  die Erarbeitung von Vorschlägen für 

Präventionsmaßnahmen einschließlich 
der Veröffentlichung eigener Stellung-
nahmen, 

 
3.  die Identifizierung von Risikofaktoren für 

strukturelle Diskriminierungen ein-
schließlich der Erarbeitung von Vor-
schlägen zu deren Abbau, 

 
4.  Initiierung und Durchführung wissen-

schaftlicher Untersuchungen zu Diskri-
minierungen und ihren Ursachen und 
Folgen, 

 
5.  die Sammlung verfügbarer Gleichbe-

handlungsdaten sowie 
 
6.  die Kooperation mit anderen Stellen 

oder Organisationseinheiten des Lan-
des, deren Aufgabenbereich die Präven-
tion von Diskriminierung umfasst.  

 
 
  -  n e u  -  

 
§ 13 

Ombudsstelle 
 

(1) Das jeweils für Antidiskriminierung zu-
ständige Ministerium errichtet eine Ombuds-
stelle. Die Ombudsstelle arbeitet fachlich un-
abhängig und ist insoweit nicht weisungsge-
bunden. 
 
(2) Aufgabe der Ombudsstelle ist es, Perso-
nen, die sich an sie wenden, durch Informa-
tion und Beratung zu unterstützen. Sie wirkt 
darauf hin, dass Streitigkeiten gütlich bei-ge-
legt werden. 
 
(3) Die in § 2 Absatz 1 genannten Stellen ar-
beiten mit der Ombudsstelle zusammen und 
unterstützen sie bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben. Dabei kann die Ombudsstelle von 
den Stellen Auskunft verlangen und um Ein-
sicht in Akten ersuchen. Eine Einsichtnahme 
in Personalakten ist ausgeschlossen. 
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(4) Die Ombudsstelle gewährleistet die Ver-
traulichkeit der ihr im Rahmen ihrer Tätigkeit 
bekannt gewordenen Informationen. Sie ist 
befugt, personenbezogene Daten, die ihr im 
Rahmen ihrer Tätigkeit bekannt werden, zu 
verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich 
ist. 
 

Abschnitt 6 
Schlussbestimmungen 

 
§ 13 

Evaluation 
 
Die Landesregierung überprüft die Auswir-
kungen dieses Gesetzes unter Mitwirkung 
der Wissenschaft und von Antidiskriminie-
rungsverbänden. 
 

 

 Abschnitt 6 
Schlussbestimmungen 

 
§ 14 

Evaluation 
 
Die Landesregierung überprüft die Auswir-
kungen des Gesetzes und berichtet dem 
Landtag bis zum 30. Juni 2030 über die Er-
fahrungen mit diesem Gesetz unter Mitwir-
kung der Wissenschaft, der Antidiskriminie-
rungsstelle des Landes und von Verbänden. 
 

§ 14 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
 

 

 § 15 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 2026 in 
Kraft.  
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 18/18169, wurde durch das Plenum am 
19. März 2026 nach der 1. Lesung zur federführenden Beratung an den Integrationsausschuss 
sowie zur Mitberatung an den Ausschuss für Heimat und Kommunales, den Innenausschuss, 
den Ausschuss für Gleichstellung und Frauen sowie an den Haushalts- und Finanzausschuss 
überwiesen. 
 
Laut dem Gesetzentwurf bestünden gesetzliche Lücken beim Diskriminierungsschutz bei der 
Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben, weshalb der Landesgesetzgeber die Aufgabe habe, um-
fassende Regelungen in diesem Bereich einzuführen. Der Zugang zu Instrumenten des Dis-
kriminierungsschutzes werde durch den Gesetzentwurf erleichtert und eine Landesantidiskri-
minierungsstelle etabliert.  
 
B Beratung 
 
Der Integrationsausschuss hat am 5. Mai 2026 in gemeinsamer Sitzung mit dem Innenaus-
schuss, dem Ausschuss für Gleichstellung und Frauen sowie dem Haushalts- und Finanzaus-
schuss eine Anhörung zu diesem Gesetzentwurf durchgeführt. Der ebenfalls mitberatende 
Ausschuss für Heimat und Kommunales hat sich nachrichtlich an der Anhörung von Sachver-
ständigen beteiligt.  
 
Zur Anhörung lagen folgende Stellungnahmen vor: 
 

 

eingeladen Stellungnahme 

Landesintegrationsrat  
Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

18/3738 

Deutscher Gewerkschaftsbund 
Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

18/3744 

DBB Beamtenbund und Tarifunion 
Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

18/3739 
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eingeladen Stellungnahme 

Arbeitsgemeinschaft der  
Spitzenverbände der Freien  
Wohlfahrtspflege des Landes  
Nordrhein-Westfalen 
Arbeitsausschuss Migration 
Essen 
 

18/3729 

Professor Dr. Gregor Thüsing 
Universität Bonn 
Bonn 
 

18/3740 

Professor Dr. Martin Diller 
Gleiss Lutz 
Stuttgart 
 

18/3737 

Dr. Ulrich Vosgerau 
Fulda 
 

18/3745 

Landes-Antidiskriminierungs-Gesetz- 
Ombudsstelle Berlin  
Dr. Doris Liebscher 
Leiterin 
Berlin 
 

18/3727 

Dr. Tagrid Yousef 
Beigeordnete  
Geschäftsbereiche Bildung, Kultur, Freizeit, 
Sport, Jugend und Soziales, Integration  
Stadt Dinslaken 
Dinslaken  
 

18/3726 

 
weitere Stellungnahmen: 

 
GEW NRW       Stellungnahme 18/3722 
ver.di        Stellungnahme 18/3730 
Gewerkschaft der Polizei NRW  Stellungnahme 18/3736 
Bund Deutscher Kriminalbeamter Stellungnahme 18/3742 
Deutsche Polizeigewerkschaft  Stellungnahme 18/3741 
Philologenverband NRW   Stellungnahme 18/3746  
VBE         Stellungnahme 18/3748 
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Das Wortprotokoll der Anhörung vom 5. Mai 2026 liegt als Ausschussprotokoll APr 18/1217 
vor. 
 
Eine Auswertung der Anhörung sowie die abschließende Beratung und Abstimmung erfolgten 
in der Sitzung des Integrationsausschusses am 8. Juli 2026. 
 
Die Fraktion der CDU betonte, dass der Schutz vor Diskriminierung ein sehr relevanter Teil 
eines starken Rechtsstaats sei. Die regierungstragenden Fraktionen hätten den Gesetzent-
wurf im Beratungsverfahren optimiert, indem ein Kausalitätsnachweis eingeführt worden sei. 
Aufgrund der Kritik der Sachverständigen sei der Katalog der Diskriminierungsmerkmale ge-
schlossen und der Anwendungsbereich des Gesetzentwurfs geschärft worden. Verschiedene 
Ideen zur Verbesserung des Gesetzentwurfs seien berücksichtigt worden. Die Änderungen 
seien von diversen Verbänden begrüßt worden. 
 
Die Fraktion der SPD führte aus, dass der Gesetzentwurf metaphorisch nicht als Meilenstein, 
sondern lediglich als Kieselstein anzusehen sei. Der Gesetzentwurf berücksichtige wesentli-
che Diskriminierungsmerkmale nicht. Beamtinnen und Beamte dürften nicht unter einen Ge-
neralverdacht gestellt werden. Der Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN sei zu begrüßen, weshalb die Fraktion den Gesetzentwurf mittragen werde. 
Die Einführung einer Ombudsstelle sei wichtig, es fehlten aber Informationen zu dessen Fi-
nanzierung. Die Sachverständigen in der Anhörung hätten aber den Gesetzentwurf als hand-
werklich katastrophal bezeichnet. Die Fraktion der SPD wolle dabei unterstützen, dass der 
Gesetzentwurf zu einem echten Schutzmechanismus werde.  
 
Laut der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sei der Gesetzentwurf ein Meilenstein beim 
Schutz von diskriminierungsbetroffenen Menschen. Der Gesetzentwurf schließe Schutzlücken 
im AGG und in europäischen Richtlinien. Eine landespolitische Regelung sei erforderlich ge-
wesen. Der Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sorge 
für rechtliche Klarheit und mehr Praktikabilität. Die Fraktion hob den Stellenwert der Ombuds-
stelle hervor, die vermitteln, beraten und zu außergerichtlichen Einigungen beitragen werde. 
Dieser Änderungsantrag stelle klar, dass mit dem Gesetzentwurf keine Beweislastumkehr ein-
geführt werde. Es sei außerdem zu beachten, dass sich die aus dem Gesetzentwurf abgelei-
teten Ansprüche immer gegen den Staat und nicht gegen einzelne Beschäftigte des öffentli-
chen Dienstes richten würden.  
 
Die Fraktion der FDP unterstich, dass der Staat alle Bürger gerecht zu behandeln habe. Es 
sei unstrittig, dass Diskriminierung in den Blick genommen müsse. Der Änderungsantrag der 
Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sorge für eine Verbesserung des Ge-
setzentwurfs. Dies sei aufgrund der als sehr kritisch wahrgenommenen Anhörung auch erfor-
derlich gewesen. Dennoch könne die Fraktion der FDP dem Gesetzentwurf auch unter Be-
rücksichtigung des Änderungsantrags nicht zustimmen. Die Beweislastumkehr sei problema-
tisch, da sie mit einer Verjährungsfrist von einem Jahr verbunden werde. Eine gesetzliche 
Regelung sei nicht erforderlich. Die Fraktion kritisierte, dass der Gesetzentwurf Bürokratie auf-
baue. Es müsse in Einzelfällen gegen Bedienstete vorgegangen werden, die sich nicht rechts-
konform verhielten. Die Fraktion der FDP könne aber Berufsverbände verstehen, die den Ge-
setzentwurf als Zeichen des Misstrauens gegenüber den Beschäftigten des öffentlichen Diens-
tes sähen. Außerdem verwies die Fraktion darauf, dass Beamte durch Klagen auf der Grund-
lage des Gesetzentwurfs dienstliche und finanzielle Nachteile zu erwarten hätten. 
 
Aus Sicht der Fraktion der AfD zeige der Gesetzentwurf, dass der Wunsch nach einem auto-
ritären linken Staat größer werde. Die Initianten hätten kein Vertrauen in den Staat und res-
pektierten die Staatsbediensteten nicht. Es gäbe keinen nachweisbaren Anstieg von Diskrimi-
nierung im öffentlichen Bereich. Der Gesetzentwurf sei bürokratischer „Schwachsinn“ und 
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setze autoritäre Strukturen um. Diskriminierungen ließen sich durch den Gesetzentwurf nicht 
verhindern. Es sei exemplarisch, wie man Menschen mit Migrationshintergrund in Nordrhein-
Westfalen begegne, weshalb der Gesetzentwurf vielen Menschen vor den Kopf stoße. Dieses 
Misstrauen sei schändlich. 
 
Für die Landesregierung bedankte sich Ministerin Verena Schäffer für die intensive Debatte. 
Das AGG regele lediglich den privatrechtlichen Bereich, aber nicht den Bereich zwischen dem 
Staat und seinen Bürgern. Daraus ergebe sich eine Schutzlücke. Statt einer Beweislastumkehr 
sei eine Beweislasterleichterung vorgesehen. Für die Finanzierung der Ombudsstelle werde 
die Landesregierung im Haushaltsaufstellungsverfahren Sorge tragen. Der Diskriminierungs-
schutz der Betroffenen werde gestärkt. Gleichzeitig sei keine Klagewelle zu befürchten. Der 
Gesetzentwurf verdiene somit eine breite Unterstützung. 
 
Zur vollständigen Diskussion wird auf das später vorliegende Ausschussprotokoll APr 18/1270 
verwiesen. Der Innenausschuss, der Ausschuss für Gleichstellung und Frauen sowie der 
Haushalts- und Finanzausschuss - unter Berücksichtigung seiner Unterausschusses Personal 
- gaben ihre Voten im Rahmen einer gemeinsamen Sitzung mit dem federführenden Integra-
tionsausschuss am 8. Juli 2026 ab. Zu dieser Sitzung lagen ein Änderungsantrag der Fraktion 
der FDP, Drucksache 18/20044, und ein Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksache 18/20117, vor. Der Änderungsantrag der Fraktion 
der FDP wurde auf Wunsch der antragstellenden Fraktion nicht zur Abstimmung gestellt. 
 
Der mitberatende Innenausschuss votierte mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, gegen die Stimmen der Fraktion der AfD sowie bei Enthal-
tung der Fraktion FDP für eine Annahme des Änderungsantrags der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksache 18/20117. Der Innenausschuss votierte mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, gegen die Stimmen 
der Fraktionen der FDP und AfD für eine Annahme des so geänderten Gesetzentwurfs, Druck-
sache 18/18169. 
 
Der mitberatende Ausschuss für Gleichstellung und Frauen votierte mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, SPD  und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, gegen die Stimmen der Fraktionen 
der FDP und AfD, für eine Annahme des Änderungsantrags der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksache 18/20117. Der Ausschuss für Gleichstellung und 
Frauen votierte mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, gegen die Stimmen der Fraktionen der FDP und AfD, für eine Annahme des so geän-
derten Gesetzentwurfs, Drucksache 18/18169. 
 
Der Haushalts- und Finanzausschuss bezog den Unterausschuss Personal in seine Beratun-
gen ein. Dieser votierte mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, gegen die Stimmen der Fraktion der AfD sowie bei Enthaltung der Fraktion FDP für 
eine Annahme des Änderungsantrags der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, Drucksache 18/20117. Der Unterausschuss Personal votierte mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, gegen die Stimmen der Fraktionen 
der FDP und AfD für eine Annahme des so geänderten Gesetzentwurfs, Drucksache 
18/18169. 
 
Der mitberatende Haushalts- und Finanzausschuss votierte mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, gegen die Stimmen der Fraktion der AfD 
sowie bei Enthaltung der Fraktion FDP für eine Annahme des Änderungsantrags der Fraktio-
nen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksache 18/20117. Der Innenausschuss 
votierte mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
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gegen die Stimmen der Fraktionen der FDP und AfD für eine Annahme des so geänderten 
Gesetzentwurfs, Drucksache 18/18169. 
 
Der mitberatende Ausschuss für Heimat und Kommunales hat kein Votum abgegeben. 
 
Der Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wurde im fe-
derführenden Integrationsausschuss am 8. Juli 2026 mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, gegen die Stimmen der Fraktionen der AfD und 
bei Enthaltung der Fraktion der FDP angenommen. 
 
Bei der Abstimmung im federführenden Integrationsausschuss wurde der so geänderte Ge-
setzentwurf mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
gegen die Stimmen der Fraktionen der FDP und AfD in der Fassung der Beschlüsse des Aus-
schusses angenommen. 
 
 
C Ergebnis 
 
Der federführende Integrationsausschuss empfiehlt, den Gesetzentwurf, Drucksache 
18/18169, in der Fassung seiner Beschlüsse anzunehmen. 
 
 
 
Dr. Gregor Kaiser 
Vorsitz 
 


